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11.53 

Abgeordnete Dipl.-Ing. Olga Voglauer (Grüne): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau 

Ministerin! Spoštovana Visoka Hiša! Werte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Zu-

seherinnen und Zuseher zu Hause! Der Grüne Bericht ist insofern besonders, als er 

seinen Weg immer auch in das Parlament findet und hier auch in aller Breite diskutiert 

wird. Das heißt, es wird denjenigen hier im Hohen Haus Platz gegeben, die täglich für 

unseren gedeckten Tisch, für unser Essen sorgen.  

Derzeit ernährt ein landwirtschaftlicher Betrieb in Österreich 117 Menschen. Blickt man 

nur 20 Jahre zurück, dann zeigt sich, dass ein landwirtschaftlicher Betrieb damals nur 

76 Menschen ernährt hat. Was wird daraus ersichtlich? – Es wird ersichtlich, dass wir 

bis heute sehr viele Betriebe auf dem Weg verloren haben, weil es gegolten hat, ent-

weder zu wachsen oder zu weichen. Gerade das gilt es nun in den nächsten Jahren zu 

beenden. Es gilt, all diesen Betrieben, die wir in Österreich noch haben, eine 

Perspektive zu geben.  

Es ist kein Geheimnis, dass wir Grünen ein Sprachrohr der kleinen und der kleinstruk-

turierten Landwirtschaft sind. (Beifall bei den Grünen.) Es sind gerade diese kleinen 

Betriebe, für die wir jetzt gerade auch im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik 

kämpfen, denn der Grüne Bericht zeigt ganz klar, dass es gerade auch hinsichtlich 

ihres Einkommens diese Betriebe sind, die am meisten verlieren.  

Womit beschäftigt man sich heutzutage in einem Betrieb? – Man fragt sich: Ist das, 

was ich bewirtschafte, genug, um einer nächsten Generation noch ein Einkommen zu 

sichern? Man fragt sich: Soll ich neben den 50, 60 Stunden, die ich auf dem Hof 

verbringe, noch zusätzlich einer Erwerbsarbeit nachgehen, weil das, was es heute an 

Erzeugerpreisen gibt, einfach nicht reicht? 

Das sind die großen Existenzfragen in den österreichischen Betrieben. Diese Fragen 

werden wir als Landwirtinnen und Landwirte nicht allein lösen. Es wird Partnerschaften 

brauchen, es wird eine starke Partnerschaft mit der öffentlichen Hand brauchen, die ein 

gutes gemeinsames Paket für die nächsten fünf Jahre der Förderungen schnürt. Es 

wird aber auch Partnerschaften mit dem Handel brauchen, mit der verarbeitenden 

Industrie und den Konsumentinnen und Konsumenten. Das geht nur mit Händen, die 

von allen Seiten ausgestreckt sind. Das geht nur dann, wenn wir es schaffen, auch 

unsere Höfe zu öffnen und den Menschen, die nicht mehr mit der Landwirtschaft in 

Verbindung sind, unser Leben wieder näherzubringen. Wer versteht heute noch 

Landwirtschaft? – Nicht mehr viele Menschen. Es ist auch unsere Aufgabe als 

Politikerinnen und Politiker, dafür zu sorgen, dass diese Arbeit, für die sich heute schon 
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viele meiner KollegInnen bedankt haben, jeden Tag wertgeschätzt wird. (Beifall bei den 

Grünen und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Neben diesen Partnerschaften wird es aber auch ein Umdenken in den bäuerlichen 

Betrieben brauchen, bei dem es darum geht, sich bewusst zu machen, dass 

ökologische Leistungen keine Bürde sind, kein Rucksack, den wir mittragen, sondern 

die einzige Möglichkeit, Landwirtschaft in Österreich, in Europa und auf der Welt 

überhaupt noch zu ermöglichen.  

Der Klimawandel manifestiert sich bei uns jeden Tag. Wenn wir uns gegen ökologische 

Maßnahmen oder gegen Vorschriften zum Umweltschutz wehren, dann wehren wir uns 

als Bäuerinnen und Bauern gegen unsere eigene Zukunft. Es braucht dieses 

Umdenken. Schaffen wir das in den nächsten fünf Jahren! Wir haben noch etwas Zeit. 

Die österreichische Landwirtschaft, die sich damit rüstet und auch ehrt, dass sie für die 

Klimakrise entsprechende Antworten gefunden hat, sollte dann als Vorreiterin in 

Europa und auf der Welt gelten. (Beifall bei den Grünen und bei Abgeordneten der 

ÖVP.) 

11.57 

Präsidentin Doris Bures: Zu Wort gelangt Frau Abgeordnete Karin Doppelbauer. – 

Bitte. 

 


